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I. Empfehlungen zum Umgang mit Entgeltgleichheit, EU-Entgelttransparenzrichtlinie und Entgeltbenachteiligung

II. Das neue Tariftreuegesetz – Auswirkungen für die Markt- und Meinungsforschung?

III. Herausforderungen bei Arbeitsverhältnissen mit internationalem Bezug / Vereinbarungen zur Rechtswahl
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

• Richtlinie: Umsetzung in nationales Recht

• Frist zur Umsetzung in nationales Recht: bis 07.06.2026
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Ausgangspunkt: Artikel 157 AEUV:

„Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher oder 
gleichwertiger Arbeit sicher.“

• Grundsatz des gleichen Entgelts

• weit auszulegen

• Rechtsgrundlage mit zwingendem Charakter

• direkt wirksam und durchsetzbar

– Unterschied zu Verordnung und Richtlinie
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Begriffe gleiche Arbeit und gleichwertige Arbeit

• In beiden Fällen laut EuGH zu prüfen, ob die Beschäftigten unter Zugrundelegung einer Gesamtheit von Faktoren wie

– Art der Arbeit

– Ausbildungsanforderungen

– Arbeitsbedingungen

– als in einer vergleichbaren Situation befindlich angesehen werden können

• Gleichwertigkeit:

– gleicher Wert verschiedenartiger Arbeit von Männern und Frauen

– Fragen mittelbarer Diskriminierung

– bisher in deutscher Rechtsprechung in Praxis und Rechtswissenschaft noch wenig Expertise und Erfahrung

• Die Begriffe

– gleiche Arbeit

– gleicher Arbeitsplatz

– gleichwertige Arbeit

– sind Fragen der Rechtsanwendung und Tatsachenwürdigung durch die nationalen Gerichte
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

• Grundentgelt

– auf sämtliche Entgeltbestandteile anzuwenden

– Grundlöhne

– Mindestlöhne und Mindestgehälter

– alle sonstigen Vergütungen

– mittelbare oder unmittelbare Geld- und Sachleistungen

– sämtliche Entgeltbestandteile

– jeder Entgeltbestandteil ist gesondert zu prüfen
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Anspruch „nach oben“

Im Fall von geschlechtsbezogen benachteiligenden rechtfertigungslosen Entgeltunterschieden:

• Anspruch auf gleiches Entgelt für Männer und Frauen

• im Wege der Nachzahlung rückständiger Vergütung

• Anspruch auf Angleichung „nach oben“ folgt direkt aus Artikel 157 AEUV
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Entgelttransparenz und Durchsetzungsmechanismen

• Name der ETRL:

„Stärkung der Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit 
durch Entgelttransparenz und Durchsetzungsmechanismen“
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

• Entgelttransparenz: Grundlage von Entgeltgleichheit und erforderlicher (gerichtlicher) Überprüfbarkeit

• Jede Diskriminierung aufgrund des Geschlechts soll verhindert bzw. beseitigt werden

• mangelnde Transparenz eines Entgeltsystems: gravierende Auswirkungen zu Lasten des Arbeitgebers auf die Darlegungs- 
und Beweislast

• Erwägungsgrund 11 ETRL: Transparenz ist Grundlage für das Aufdecken geschlechtsspezifischer Verzerrungen und 
Diskriminierungen in bestehenden Vergütungsstrukturen und Grundlage erfolgreicher Geltendmachung von Ansprüchen

• Entgelttransparenz soll Arbeitgeber und Sozialpartner in die Lage versetzen, geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Anwendung des Rechts auf gleiches Entgelt zu ergreifen
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Entgelttransparenz und Durchsetzungsmechanismen

• Entgelttransparenz erforderlich bereits vor Beschäftigung bei Stellenbewerbung

• in laufenden Arbeitsverhältnissen erfasst:

– Informationsflüsse

– Auskunftsrechte

– Informationsrechte

– Berichtspflichten

• Ziel eines transparenten Entgeltsystems

– Sensibilisierung für geschlechtsspezifische Entgeltdiskriminierung

– Abhilfe
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Entgelttransparenz und Durchsetzungsmechanismen

• Mangelnde Entgelttransparenz:

– Auswirkung auf Darlegungs- und Beweislast vor Gericht

– rechtlich durchsetzbarer Zwang zu Beweismittel (Artikel 20 ETRL)

– Auswirkungen auf Verfahrenskosten

– Auswirkungen auf die Teilnahme an Vergabeverfahren für öffentliche Aufträge (Artikel 24 ETRL)

• Einsetzung einer staatlich eingesetzten Monitoring- / Überwachungsstelle mit eigenen Kompetenzen

• Einbeziehung der Interessenvertretung von Beschäftigten mit Anspruch auf

– Informationen

– Einzelheiten und Erläuterungen (Artikel 9 ETRL, teilweise auf Nachfrage)
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Entgelttransparenz und Durchsetzungsmechanismen

• Vorgaben derart hinreichend genau formuliert, dass der nationale Gesetzgeber bei der Umsetzung keinen Spielraum mehr 
hat

• Neu in ETRL

– weitere proaktive Durchsetzungsmechanismen

– Erweiterung Rechtsmittel und Rechtsdurchsetzung (Kapitel 3 ETRL)

– Konkretisierungen zu Entgelttransparenz (Kapitel 2 ETRL)

– arbeitgeberseitige Berichtspflichten, Artikel 9 ETRL

– Berichterstattung in Kooperation mit Arbeitnehmervertretung und weiteren Akteuren

– Rechtfertigung von geschlechtsspezifischen Unterschieden?
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

• Arbeitgeberseitige Berichtspflichten, Artikel 9 ETRL

– Herzstück der ETRL

– Pflicht zur Berichterstattung über das Entgeltgefälle zwischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern

– Erwägungsgrund 39 ETRL:

„Die Berichterstattung über das Entgelt soll es den Arbeitgebern ermöglichen, ihre Entgeltstrukturen und ihre 
Entgeltpolitik zu bewerten und zu überwachen und so den Grundsatz des gleichen Entgelts pro aktive einzuhalten. Die 
Berichterstattung und die gemeinsame Entgeltbewertungen tragen dazu bei, für geschlechtsspezifische Verzerrungen in 
den Entgeltstrukturen und für Entgeltdiskriminierung zu sensibilisieren und tragen dazu bei, solche Verzerrungen und 
Diskriminierungen wirksam und systematisch zu bekämpfen, was allen Arbeitnehmern desselben Arbeitgebers zu Gute 
kommt. Gleichzeitig sollten die nach Geschlecht aufgeschlüsselten Daten die zuständigen Behörden, 
Arbeitnehmervertreter und andere Interessensträger dabei unterstützen, das geschlechtsspezifische Entgeltgefälle in allen 
Sektoren (horizontale Segregation) und Funktionen (vertikale Segregation) zu überwachen.“
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

• Berichterstattung der Arbeitgeber in bestimmten Fristen über das Entgeltgefälle

– betrifft verpflichtend Arbeitgeber ab 100 Beschäftigten

• Diese Informationen umfassen

(1) das geschlechtsspezifische Entgeltgefälle

(2) das geschlechtsspezifische Entgeltgefälle bei ergänzenden oder variablen Bestandteilen

(3) das mittlere geschlechtsspezifische Entgeltgefälle

(4) das mittlere geschlechtsspezifische Entgeltgefälle bei ergänzenden oder variablen Bestandteilen

(5) den Anteil der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ergänzende oder variable Bestandteile erhalten

(6) den Anteil der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in jedem Entgeltquatil sowie

(7) das geschlechtsspezifische Entgeltgefälle nach Arbeitnehmergruppen, die gleiche oder gleichwertige Arbeit verrichten, 
aufgeschlüsselt nach dem regulären Grundlohn bzw. Grundgehalt sowie nach variablen oder zusätzlichen 
Entgeltbestandteilen
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

• Umsetzungsfristen in Artikel 9 Abs. 2 ETRL

– Arbeitgebende ab 250 Beschäftigte bis zum 07.06.2027

– bei 150 bis 249 Beschäftigten ist der erste Bericht bis zum 07.06.2027 fällig und danach alle drei Jahre

– bei 100 bis 149 Beschäftigten bis zum 07.06.2031 und danach ebenfalls alle drei Jahre

• Keine Spielräume für nationale Umsetzung
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Berichterstattungen in Kooperation mit Arbeitnehmervertretung / Einbindung weiterer Akteure

• Anhörungspflicht der Arbeitnehmervertretung nach Artikel 9 Abs. 6 ETRL

• Pflicht zur Erteilung von Informationen über das geschlechtsspezifische Entgeltgefälle zwischen Arbeitnehmern bei Gruppen 
von Arbeitnehmern, nach dem normalen Grundlohn oder Gehalt sowie nach ergänzenden oder variablen Bestandteilen 
aufgeschlüsselt

– Angaben für konkrete Vergleiche bezogen auf gleiche oder gleichwertige Arbeit

– Zurverfügungstellung der Informationen an alle Beschäftigten, den Arbeitnehmervertretungen und auf Nachfrage 
auch der Arbeitsaufsichtsbehörde und der Gleichbehandlungsstelle

• Nationale Umsetzung ohne Spielraum
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Rechtfertigung von geschlechtsspezifischen Entgeltunterschieden

• Artikel 9 Abs. 10 ETRL:

„Sind geschlechtsspezifische Entgeltunterschiede nicht durch objektive geschlechtsneutrale Kriterien gerechtfertigt, so haben 
Arbeitgebende innerhalb einer angemessenen Frist in enger Zusammenarbeit mit den Arbeitnehmervertretern, der 
Arbeitsaufsichtsbehörde und / oder der Gleichbehandlungsstelle Abhilfe zu schaffen.“
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Rechtfertigung von geschlechtsspezifischen Entgeltunterschieden

• „nicht durch objektive, geschlechtsneutrale Kriterien gerechtfertigt“

– Damoklesschwert für die Praxis

– davon hängt alles weitere ab

– Initiativrechte bei

• Betroffenen

• Arbeitnehmervertretungen

• noch offen: Aufsichtsbehörden und / oder Gleichbehandlungsstelle?
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Rechtfertigung von geschlechtsspezifischen Entgeltunterschieden

• Gerichtliche Klärung, ob eine Rechtfertigung von geschlechtsspezifischen Entgeltunterschieden bei gleicher oder 
gleichwertiger Arbeit durch objektive, geschlechtsneutrale Kriterien gegeben ist

– Vermutung der unmittelbaren oder mittelbaren Entgeltbenachteiligung aufgrund des Geschlechts (siehe § 3 Abs. 3 
Satz 1 Entgelttransparenzgesetz)

– Darlegungs- und Beweislast bestimmt sich nach § 22 AGG

– Besteht Vermutung einer Benachteiligung aufgrund des Geschlechts, trägt die andere Partei die Beweislast dafür, dass 
der Gleichbehandlungsgrundsatz nicht verletzt worden ist

– Arbeitgeber muss Tatsachen vortragen und gegebenenfalls beweisen, aus denen sich ergibt, dass kein Verstoß gegen 
das Entgeltgleichheitsgebot vorliegt, sondern ausschließlich andere Gründe als das Geschlecht zu einer ungünstigeren 
Behandlung geführt haben. Bloße allgemeine Behauptungen genügen zur Widerlegung der Vermutung nicht. 
Arbeitgeber muss Vortrag leisten, der eine wirksame Kontrolle und Nachprüfung durch die Gerichte ermöglicht.

• Vorab-Entscheidungsersuchen zum EuGH
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Vorgaben für Entgeltsysteme in der ETRL

• ganz sicherlich erheblicher Nachholbedarf in der Privatwirtschaft

• in den wenigsten Entgeltsystemen sind die Bewertungen unter Abbildung der vorgenannten Mindestkriterien transparent 
ersichtlich

– Achtung: mangelnde Transparenz des Entgeltsystems hat gravierende Auswirkungen auf die Darlegungs- und 
Beweislast zu Lasten der Arbeitgeberseite!
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Instrumente zur geschlechtsneutralen Arbeitsbewertung

• Mitgliedstaaten müssen Instrumente oder Methoden zur geschlechtsneutralen Arbeitsbewertung verfügbar und leicht 
zugänglich machen (Artikel 4 Abs. 2 ETRL)

– Analyseinstrument „eg-check.de“

• Überarbeitung durch ein interdisziplinäres Team

– voraussichtlich unter dem Namen eg-check2.0 soll alsbald kostenlos mit einer Bandbreite an Prüfinstrumenten zur 
Verfügung gestellt werden; enthalten sind dann

– Leitfaden

– Instrumente zur Bestandsaufnahme

– Instrumente zur Datenaufbereitung betreffend Höhe und Struktur gezahlter Entgeltbestandteile

– der „Gleichwert-Check“ als analytisches Arbeitsbewertungsverfahren

– Entgeltsystemchecks zu verschiedenen Entgeltbestandteilen in bestehenden betrieblichen oder kollektivrechtlichen 
Entgeltsystemen

– Paarvergleiche für den unmittelbaren Vergleich der Tätigkeit zweier Beschäftigter unterschiedlichen Geschlechts 
(Thema „gleichwertige Arbeit“)

– Schulungen
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

1. Die Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL)

Fazit

• Die praktische Wirksamkeit von Artikel 157 AEUV soll verstärkt werden

• Neue Pflichten für Arbeitgeber (zum Teil in Kooperation mit verschiedenen Akteuren)

• Viele Pflichten ergeben sich bereits aus Artikel 157 AEUV, andere zum Fristende 07.06.2026 (nicht mehr weit entfernt)

• „Vorausschauende Compliance mit den Anforderungen der ETRL ist entscheidend“ (BAG Richterin Wimmer, NZA 2025, 1769)
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

2. Folgerungen für die Praxis

Objektive und geschlechtsneutrale Kriterien (Artikel 4 Abs. 4 ETRL) für Entgeltstrukturen:

• Kompetenzen

• Belastungen

• Verantwortung

• Arbeitsbedingungen

• gegebenenfalls etwaige weitere Faktoren, die für den konkreten Arbeitsplatz oder die konkrete Position relevant sind
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

2. Folgerungen für die Praxis

Vertragsfreiheit und der Grundsatz „gleiches Geld für gleiche Arbeit“

• Günstigkeitsprinzip: für den Arbeitnehmer gegenüber einer kollektiven Regelung günstigere Regelungen haben Bestand

• sind somit günstigere individualvertragliche Regelungen nicht per se unzulässig, selbst bei Widerspruch zu Artikel 4 ETRL, der 
die Kriterien begrenzt?

• es bleibt abzuwarten, ob der deutsche Gesetzgeber Entgeltfindungskriterien beschreibt oder beschneidet oder neben den 
vier vorgegebenen Kriterien weitere Faktoren berücksichtigen lässt
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

2. Folgerungen für die Praxis

Vertragsfreiheit und der Grundsatz „gleiches Geld für gleiche Arbeit“

• bloßer Hinweis auf Vertragsfreiheit kein Rechtfertigungsgrund (mehr)

• Kriterien, soweit sie für den konkreten Arbeitsplatz relevant sind:

– Qualifikation

– Erfahrung

– Leistung

– Wert der Arbeit

• schwer zu ermitteln

• Gesamtumstände

• Dokumentation
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

2. Folgerungen für die Praxis

Vertragsfreiheit und der Grundsatz „gleiches Geld für gleiche Arbeit“

• längere einschlägige Erfahrung

– problematischer Abgrenzungspunkt

– BAG 21.01.2021: In Abhängigkeit von der Tätigkeit lässt ab einem bestimmten Zeitpunkt eine längere Berufserfahrung 
nicht mehr auf eine Steigerung der Qualität der Leistung schließen (Sättigungskurve)

• Besonderheiten des Arbeitsmarktes

– leergefegter(?) Arbeitsmarkt

– regionale Probleme

– Beweisproblematik (Dokumentation)

• konkrete Kündigungsandrohung (?)

– umstritten

– Dokumentation
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

2. Folgerungen für die Praxis

Vertragsfreiheit und der Grundsatz „gleiches Geld für gleiche Arbeit“

• Dokumentation und transparente Darlegung der Kriterien

– kurze Löschfristen im HR-System und Bewerberportalen kritisch

– Arbeitgeber muss dokumentieren und nachvollziehbar darstellen können, dass die Kriterien gegebenenfalls auch nach 
langer Zeit noch begründet und gegebenenfalls bewiesen werden können
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

2. Folgerungen für die Praxis

Alle Arbeitgeber – unabhängig von der Zahl ihrer Beschäftigten – müssen ein Vergütungssystem etablieren

• Festlegung gleiches Entgelt

– für gleiche oder gleichwertige Arbeit

– nach objektiven und geschlechtsneutralen Kriterien

• gegebenenfalls Anpassung kollektiver Regelungen

– Ablöseprinzip

– einseitig mit Wirkung gegenüber den Normunterworfenen

• ohne BV: Zustimmung der betroffenen Beschäftigten erforderlich

• Anspruch der Arbeitnehmer auf Anhebung der Vergütung

– bei Betriebsvereinbarungen aus dem Durchführungsanspruch der BV

– im Übrigen aus dem Gleichbehandlungsgrundsatz

• Problematisch: Was passiert, wenn Arbeitnehmer Anspruch auf höheres Entgelt hat, als nach der neuen Vergütungsordnung 
vorgesehen?
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

2. Folgerungen für die Praxis

• BV: rückwirkende Eingriffe und Verschlechterungen möglich

– Vertrauensschutz

– Verhältnismäßigkeit

– Aber: Besitzstandsregelungen

– Wahrung sozialer Besitzstände laut BAG als sachlicher Differenzierungsgrund, der unterschiedliche Behandlungen zu 
rechtfertigen vermag, anerkannt

– ungleiche Vergütung übernommenen Personals aufgrund von Besitzstandsregelung grundsätzlich zulässig; gilt aber 
nicht bei Fortschreibung einer diskriminierenden Ausgangslage
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I. Entgeltgleichheit durch Entgelttransparenz

2. Folgerungen für die Praxis

Anpassung vertraglicher Zusagen

Fall:

Arbeitsvertrag enthält gegenüber der neuen Vergütungsordnung ein überhöhtes Entgelt.

• Frage: ob und wie eines korrigierenden Eingriffes / Absenkung der Vergütung?

• Änderungskündigung

– kann nicht mit Gleichbehandlungsgrundsatz begründet werden

– Stichtagsregelungen (wonach bestimmte Sozialleistungen für neu eintretende Mitarbeiter neu und gegebenenfalls 
auch nachteilig geregelt werden können): grundsätzlich zulässig

• Sozialleistungen können für Neueintritte vollständig abgeschafft werden

• Somit können Beschäftigte, die nach der Implementierung eines diskriminierungsfreien Vergütungssystems neu eingestellt 
werden, nicht unter Berufung auf den Gleichbehandlungsgrundsatz oder das Diskriminierungsverbot einen höheren 
Vergütungsanspruch durchsetzen, nur weil Bestandsbeschäftigte höhere Entgelte haben
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II. Das neue Tariftreuegesetz – Auswirkungen auf die Markt- und Meinungsforschung

• Ziel: öffentliche Auftragsvergabe ausnahmslos bei Einhaltung einschlägiger repräsentativer Branchentarifverträge

• Bundesländer haben außer Bayern und Sachsen Landestariftreueverträge

• Beschluss des Bundeskabinetts am 06.8.2025 – Regierungsentwurf Tariftreuegesetz (BTTG)

• Verwebung von Vergaberechte und Arbeitsrecht
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II. Das neue Tariftreuegesetz – Auswirkungen auf die Markt- und Meinungsforschung

• Anwendungsbereich:

– Arbeitgeber, der öffentliche Aufträge des Bundes ausführt

– Arbeitnehmer*innen, die diesen Auftrag ausführen

– Auftrags- oder Vergabewert ab € 50.000,00 / Start Up erst nach 4 Jahren nach ihrer Gründung ab € 100.000,00

– Leistung wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht (ansonsten Kollision mit EU-Recht)

• Gewährung der in einem Verbandstarifvertrag geregelten Vergütung

– Vergütung

– Urlaubsanspruch

– Höchstarbeits-, Mindestruhe- und Ruhepausenzeiten
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II. Das neue Tariftreuegesetz – Auswirkungen auf die Markt- und Meinungsforschung

• Umsetzung durch Rechtsverordnungen des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales

• Gesetzlicher Anspruch von Arbeitnehmern auf die in einer Rechtsverordnung verbindlich festgesetzten Arbeitsbedingungen 
(§ 4 Abs. 1 BTTG-E)
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II. Das neue Tariftreuegesetz – Auswirkungen auf die Markt- und Meinungsforschung

• Kollision von Tarifverträgen

– Bindung an Tarifvertrag, § 3 Abs. 1 TVG / Firmentarifvertrag

– anderer verbandsbezogener Firmentarifvertrag

– Beeinträchtigung der Koalitionsfreiheit, Artikel 9 GG

– Nichtvorliegen eines Verbandstarifvertrags

– Markt- und Meinungsforschungsbranche

• Ausblick

– mit Umsetzung des Gesetzes in dieser Legislaturperiode ist zu rechnen

– Angriffe bei EuGH und BVerfG zu erwarten
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III. Internationale Arbeitsverhältnisse – anwendbares Recht und Kündigungsschutz

1. Internationale Arbeitsverhältnisse

• fortschreitende Globalisierung

• Zunahme von Remote-Arbeit über Staatsgrenzen hinweg

• Mobilität von Fachkräften

• internationale Konzerne

• anwendbares Recht?

• zuständige Gerichte?
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III. Internationale Arbeitsverhältnisse – anwendbares Recht und Kündigungsschutz

2. Rechtswahl

• vertragliche Rechtswahlklausel und ihre Grenzen (Artikel 8 Abs. 1 ROM-I-VO)

• anwendbar auf alle seit 17.12.2009 geschlossenen Arbeitsverträge

• Grundsatz der universellen Anwendung: das nach dieser Verordnung bezeichnete Recht ist auch dann anzuwenden, wenn es 
sich dabei um das Recht eines Drittstaats (z.B. USA) handelt
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III. Internationale Arbeitsverhältnisse – anwendbares Recht und Kündigungsschutz

• Rechtswahlklauseln in Arbeitsverträgen grundsätzlich zulässig
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III. Internationale Arbeitsverhältnisse – anwendbares Recht und Kündigungsschutz

3. Grenzen der Rechtswahl

• Günstigkeitsvergleich: Rechtswahl darf nicht dazu führen, dass dem Arbeitnehmer der Schutz entzogen wird, der ihm durch 
die zwingenden Bestimmungen des Rechts gewährt wird, das ohne Rechtswahl objektiv anwendbar wäre

• Zwingende Normen (Artikel 3 III ROM-I-VO)

– Unabdingbare Normen, von denen nicht abgewichen werden darf

• Zwingende Normen im deutschen Recht

– §§ 1 bis 14 KSchG

– MiLoG

– AGB-Recht

– Normativ geltende Tarifverträge

– § 622 Abs. 2 BGB
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4. Günstigkeitsvergleich

• sachgruppenbezogener Vergleich

– kein Gesamtvergleich der Rechtsordnungen oder

– Rosinenpicken einzelner Normen

• Jeweils als Einheit zu betrachten

– Kündigungsschutz

– Befristungsrecht

– Urlaubsrecht
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• Anwendung findet dann die stets günstigere Regelung

– Folge: Nebeneinander oder Überlagerung zweier Rechtsordnungen

– Rechtsspaltung (Schutz für Arbeitnehmer, jedoch erhebliche Komplexität)

• Ausnahme: Für die Prüfung der Rechtswahlklausel gilt das Günstigkeitsprinzip nicht
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5. Fehlende Rechtswahl: objektive Anknüpfung

Klare Hierarchie der Anknüpfungskriterien

• Gewöhnlicher Arbeitsort

– indiziengestützte Gesamtbetrachtung

– Ort, an dem die Arbeit überwiegend verrichtet wird

– Ort, von dem aus die Arbeit gewöhnlich ausgeübt wird (Einsatzbasis)

– Problemfälle: Remote-Tätigkeit an verschiedenen Orten

– Einfach: Homeoffice

– vorübergehende Tätigkeit irrelevant / keine zeitliche Höchstgrenze, entscheidend ist die vertragliche Konzeption und 
Prognose der Rückkehr

• Einstellende Niederlassung

• Engere Verbindung

• Gesamtheit der Umstände (Staatsangehörigkeit, Wohnsitz, Währung der Vergütung)

– offensichtlich engere Verbindung zu diesem Staat
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5. Fehlende Rechtswahl: objektive Anknüpfung

• Zwingende Eingriffsnormen, Artikel 9 ROM-I-VO

– Vorschriften deren Einhaltung ein Staat als entscheidend für Wahrung seiner öffentlichen Interessen ansieht

– z.B.

• § 20 MiLoG

• § 9 Abs. 1, 16 AÜG

• § 3 EfzG

• Arbeitsschutzgesetze

– Beispiel: Ein in Deutschland tätiger Arbeitnehmer hat zwingend Anspruch auf den deutschen Mindestlohn, auch wenn 
auf sein Arbeitsverhältnis z.B. polnisches Recht Anwendung findet
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6. Kündigungsschutzgesetz / Probleme des Günstigkeitsvergleichs

• Ausländische Rechtsordnungen häufig ohne Bestandsschutz wie das KSchG, dafür feste Abfindungsregelungen im Falle einer 
Beendigung

– Was ist günstiger?

– Abstrakte Bestimmung kaum möglich

• Kündigungsschutzgesetz räumlich nur auf das Inland beschränkt anwendbar (BAG)

– alle Voraussetzungen des § 23 Abs. 1 KSchG müssen im Inland erfüllt sein

– Betrieb muss im Inland bestehen

– Mitarbeiter müssen in diesen Betrieb eingebunden sein

• Wann liegt ein Betrieb vor:

– Dort, wo schwerpunktmäßig über Arbeitsbedingungen und Organisationsfragen entschieden wird

– Ausnahmefall zur Vermeidung rechtsbeugliche Gestaltung: 10 Mitarbeiter beschäftigt, auch wenn sich Betriebsleitung 
im Ausland befindet, gleichwohl Betrieb im Inland anzunehmen

• Einbindung des Arbeitnehmers in deutschen Betrieb

– Wo wird das Weisungsrecht ausgeübt?

– Kann Arbeitgeber den Arbeitnehmer jederzeit ins Inland zurückholen?

• Schwellenwerte nach § 23 Abs. 1 KSchG

– Nur die im Inland eingegliederten Arbeitnehmer sind relevant
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Beispielkonstellation 1: Arbeitsvertrag in Deutschland, Arbeitsleistung ausschließlich in einem anderen Land

• Gewöhnlicher Arbeitsort in den Niederlanden: grundsätzlich niederländisches Recht anwendbar (Artikel 8 Abs. 2 ROM-I-VO)

– Anders: Arbeitnehmer wohnt in Deutschland und weitere Verbindungspunkte zu Deutschland bestehen, im Einzelfall 
könnte dann auch deutsches Recht Anwendung finden (in diesem Fall aber Artikel 9 ROM-I-VO bezüglich zwingender 
Eingriffsnormen des niederländischen Rechts beachten)

• Rechtswahl: deutsches Recht

– Günstigkeitsvergleich

– Grundsätzlich deutsches Recht

– Achtung: günstigere zwingende Regelung des niederländischen Rechts

– Notwendigkeit der Prüfung von zwei Rechtsordnungen (komplex)

• Findet deutsches Kündigungsschutzgesetz Anwendung?

– Gibt es deutschen Betrieb, in den der Arbeitnehmer eingebunden ist und auf dessen Arbeitsvertrag deutsches Recht 
Anwendung findet
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Beispielkonstellation 2: Arbeitsvertrag in Deutschland, Arbeit teilweise in Deutschland, teilweise in einem anderen Land

• Arbeit wird überwiegend in Deutschland und nur teilweise in einem anderen Land verrichtet

– gewöhnlicher Arbeitsort Deutschland

– Achtung: Artikel 9 ROM-I-VO Eingriffsnormen des niederländischen Rechts

• Problem: gewöhnlicher Arbeitsort „kippt“ von Deutschland nach den Niederlanden

– vorübergehender Wechsel in ein anderes Land irrelevant

– entscheidend ist, ob Rückkehr nach Deutschland erwartet wird

• Abweichende Rechtswahlklausel?
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Beispielkonstellation 3: Arbeit in mehreren Ländern

• Suche nach dem gewöhnlichen Arbeitsort, an dem der Arbeitnehmer die Arbeit verrichtet

• Falls nicht feststellbar: gewöhnlicher Arbeitsort, von dem aus die Arbeit verrichtet wird?
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Beispielkonstellation 4: verschiedene Arbeitsverträge in verschiedenen Ländern
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7. Betriebsbedingte Kündigungen mit Auslandsbezug / Beispiel

• Schließung eines deutschen Betriebs

• Betrieb Teil eines internationalen Konzerns mit weiteren Betrieben im Ausland

• Schließung des deutschen Betriebs ausreichender Kündigungsgrund oder

• Weiterbeschäftigung in anderen Konzerneinheiten im Ausland ein milderes Mittel?

und

• Erstreckung der Sozialauswahl auf Arbeitnehmer im Ausland?
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7. Betriebsbedingte Kündigungen mit Auslandsbezug / Beispiel

a) Stilllegung eines Betriebs rechtfertigt nach herrschender Rechtsprechung des BAG regelmäßig die Kündigung sämtlicher dort 
beschäftigter Arbeitnehmer

• Produktionsbereich nicht nur im deutschen (stillzulegenden) Betrieb, sondern auch in einem Betrieb im Ausland

• Verlagerung in ausländischen Betrieb? / Ist dann tatsächlich Beschäftigungsbedarf entfallen?
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7. Betriebsbedingte Kündigungen mit Auslandsbezug / Beispiel

b) Soziale Rechtfertigung der Kündigung?

• Weiterbeschäftigungsmöglichkeit im ausländischen Betrieb

• Tatsächlicher Beschäftigungsbedarf entfallen

• Verlagerung in ausländischen Betrieb

• Weiterbeschäftigungspflicht nach Rechtsprechung BAG auf Unternehmen des Arbeitgebers beschränkt (BAG, 24.05.2012, 
BAGe 142, 36)

• Herrschende Meinung: Weiterbeschäftigungspflicht gilt nicht konzernübergreifend

• Keine Verpflichtung des Arbeitgebers, dem Arbeitnehmer einen Arbeitsplatz in einem anderen Konzernunternehmen im In- 
oder Ausland anzubieten

• Ausnahme:

– Arbeitgeber muss jedenfalls faktisch in der Lage sein den Einsatz im anderen Konzernunternehmen durchzusetzen

– BAG: inländischer Geltungsbereich des Kündigungsschutzgesetzes

– BAG: freie Arbeitsplätze des Arbeitgebers im Ausland nicht zu berücksichtigen (BAG NZA 2014, 730)
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7. Betriebsbedingte Kündigungen mit Auslandsbezug / Beispiel

c) Keine Einbeziehung ausländischer Arbeitnehmer in die Sozialauswahl nach § 1 Abs. 3 KSchG
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